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Amtliche Bekanntmachungen
Bekanntmachung Nr. 7/2023
Das Regierungspräsidium Darmstadt hat mich in seiner Funktion
als zuständige Planfeststellungsbehörde gebeten, folgenden Be-
kanntmachungstext zu veröffentlichen:

Bekanntmachung
Planfeststellung gemäß §§ 28 ff. Personenbeförderungsge-
setz (PBefG) i. V. m. §§ 72 ff. Hessisches Verwaltungsverfah-
rensgesetz (HVwVfG); 
Neubau der Regionaltangente West – Planfeststellungsab-
schnitt Mitte – vom Überführungsbauwerk über den Sulz-
bach und die BAB 66 in Sulzbach (Taunus) bis zur Einschlei-
fung in die bestehende Eisenbahnstrecke 3683 bei Kelster-
bach einschl. der notwendigen Folgemaßnahmen, insb. der
Umverlegung der 110-/380-kV-Höchstspannungsfreileitung
Abschnitt Kriftel – Pkt. Eschborn Bl. 4228 der Amprion
GmbH, und der landschaftspflegerischen Kompensations-
maßnahmen in der Gemeinde Sulzbach (Taunus), der Stadt
Schwalbach am Taunus, der Stadt Eschborn, der Stadt Frank-
furt am Main (Gemarkungen Sossenheim, Unterliederbach,
Höchst, Schwanheim und Wald) und der Stadt Kelsterbach,
der trassenfernen Kompensationsmaßnahmen in der Ge-
meinde Sulzbach (Taunus), der Stadt Frankfurt am Main (Be-
zirk 16 [Messe Europaviertel], Unterliederbach, Griesheim,
Schwanheim, Fechenheim, Wald, Bockenheim und Rödel-
heim), der Stadt Kelsterbach, der Stadt Langen und der Ge-
meinde Seeheim-Jugenheim (Gemarkung Ober-Beerbach)
sowie einer Ökokontomaßnahme in der Stadt Karben (Ge-
markung Klein-Karben)
hier: Anhörungsverfahren zur 1. Änderung des Planes gem.

§ 29 Abs. 1a PBefG i.V.m. § 73 HVwVfG
Die Regionaltangente West Planungsgesellschaft mbH (RTW
GmbH) hat für die Regionaltangente West – Planfeststellungsab-
schnitt Mitte (PfA Mitte) – die Durchführung des Planfeststel-
lungsverfahrens beantragt. 
Aufgrund der im Anhörungsverfahren gewonnenen Erkenntnisse
wurde der bereits ausgelegte Plan geändert. Diese Änderungen
umfassen insbesondere

• die Umverlegung der vorhandenen 110-/380-kV-Höchst-
spannungsfreileitung Abschnitt Kriftel – Pkt. Eschborn Bl.
4228 der Amprion GmbH im Bereich der Gemeinden Sulz-
bach (Taunus), Schwalbach am Taunus und Eschborn,

• die Umplanung der Bauwerke „Eisenbahnüberführung Sulz-
bach/BAB 66“ und „Eisenbahnüberführung Galeriebauwerk
B40“ sowie die geometrische Optimierung der Flügelwände
der Straßenüberführung Liederbach,

• die Aufnahme eines bahnbegleitenden Wirtschaftsweges
nördlich der RTW-Trasse parallel zur BAB 66,

• die Aufnahme von betrieblichen Zuwegungen zum Que-
rungsbauwerk der Hessenwasser GmbH (km 7,3+85) und
die Anpassung des Querungsbauwerks der Hessenwasser
GmbH zwischen km 7,8+66 und 7,8+76,

• die Anpassung der Wegebreite der Bahnsteigzuwegung zur
Station Dunantsiedlung an die parallel verlaufende Stütz-
wand/Lärmschutzwand,

• die Änderung der Zuwegung zum Grundstück Dunantring
81a,

• die Lageverschiebung der DHL-Packstation an der Station
Sossenheim,

• die Anpassung der Lärmschutzwandhöhe im Schutzab-
schnitt West 1 und Ost 2 sowie die Aufnahme zusätzlicher Be-
reiche mit transparenten Wandelementen,

• die Anpassung der Zuwegung zum Tunnel Liederbach,
• die Gestaltung der Personenunterführung im Bahnhof

Höchst,
• die Anpassung der Streckenentwässerung inkl. Sickerbecken

sowie die Anpassung der Entwässerung und der Hebeanlage
im Bauwerk „Tunnel Höchst“,

• die Abdichtung der Erdkörper in den Wasserschutzgebiets-
zonen III A und III B,

• Trassierungsanpassungen,
• die Anpassung der Baustelleneinrichtungsflächen,
• Änderungen und Ergänzungen der Umweltverträglichkeits-

studie, des Landschaftspflegerischen Begleitplanes, des Ar-
tenschutzfachbeitrages und der Natura 2000-Gutachten,

• die Änderung und Ergänzung des Hydrologischen Gutach-
tens,

• die Änderung und Ergänzung der schwingungs- und schall-
technischen Untersuchungen,

• die Ergänzung des EMV-Gutachtens um die Betrachtungen
betreffend die Umlegung der 110-/380-kV-Höchstspan-
nungsfreileitung der Amprion GmbH.

Die Änderung des Plans führt zur erstmaligen bzw. zur stärkeren
Beanspruchung von Grundstücken in der Gemarkung Eschborn
der Stadt Eschborn, den Gemarkungen Höchst, Schwanheim,
Sossenheim, Unterliederbach und Wald der Stadt Frankfurt am
Main, der Gemarkung Schwalbach der Stadt Schwalbach am Tau-
nus, der Gemarkung Sulzbach der Gemeinde Sulzbach (Taunus),
der Gemarkung Kelsterbach der Stadt Kelsterbach und der Ge-
markung Langen der Stadt Langen. 
Einzelheiten der Änderungen sind den Planunterlagen zu ent-
nehmen. Ihnen vorangestellt ist eine Lesehilfe, der die Darstel-
lung sowie Anlass und Gegenstand der Änderungen zu entneh-
men ist.

Wegen des Umfangs der Änderungen und im Hinblick auf den
nicht abschließend individuell bestimmbaren Kreis der erstmals
oder zusätzlich durch die Planänderung Betroffenen erfolgt eine
ergänzende Beteiligung der Öffentlichkeit bezüglich der Auswir-
kungen des geänderten Vorhabens.
Zur Anhörung der Öffentlichkeit sind die geänderten Planunter-
lagen in der Zeit vom

20. Februar 2023 bis einschließlich 20. März 2023
auf der Homepage des Regierungspräsidiums Darmstadt
(https://rp-darmstadt.hessen.de unter der Rubrik Menü / Veröf-
fentlichungen und Digitales / Öffentliche Bekanntmachungen /
Verkehr / Straßen- und U-Bahnen) veröffentlicht.
Ergänzend dazu liegen die geänderten Planunterlagen in der Zeit
vom 20. Februar 2023 bis einschließlich 20. März 2023 bei der
Gemeinde Sulzbach (Taunus), Hauptstraße 11, 65843 Sulzbach
(Taunus), im Foyer des Rathauses (Erdgeschoss) während der
Dienststunden Montag bis Freitag von 07:30 bis 12:30 Uhr,
Dienstag von 13:30 bis 18:00 Uhr sowie Mittwoch und Donners-
tag von 13:30 bis 16:00 Uhr zur allgemeinen Einsichtnahme aus.

1. Alle, deren Belange durch die Änderungen des Vorhabens be-
rührt werden, können sich bis zum 5. Mai 2023 (maßgeblich
ist der Tag des Eingangs, nicht das Datum des Poststempels)
bei dem Regierungspräsidium Darmstadt (Anhörungsbehör-
de), Dezernat III 33.1, Wilhelminenstraße 1– 3, 64283
Darmstadt (Postanschrift: Regierungspräsidium Darmstadt,
64278 Darmstadt) oder bei den Städten Eschborn, Schwal-
bach am Taunus, Frankfurt am Main und Kelsterbach sowie
der Gemeinde Sulzbach (Taunus) schriftlich oder zur Nie-
derschrift äußern und Einwendungen erheben (Äußerungs-
frist). 
Für die Erklärung zur Niederschrift ist bei der Gemeinde
Sulzbach (Taunus) eine vorherige telefonische Terminver-
einbarung unter der Telefonnummer 0 6196 / 70 21- 0 oder
bei dem Regierungspräsidium Darmstadt eine vorherige tele-
fonische Terminvereinbarung unter der Telefonnummer
0 615112 - 55 01 erforderlich.
Äußerungen und Einwendungen müssen Namen und An-
schrift lesbar enthalten, den geltend gemachten Belang und
das Maß der befürchteten Beeinträchtigungen erkennen las-
sen und unterschrieben sein. E-Mails ohne qualifizierte elek-
tronische Signatur erfüllen das Schriftformerfordernis nicht. 
Es sind nur solche Einwendungen zugelassen, die sich auf
Änderungen der Planfeststellungsunterlagen beziehen.
Einwendungen zu dem bisherigen Verfahren sind dage-
gen ausgeschlossen. Abweichend davon können Perso-
nen, die durch die verfahrensgegenständlichen Änderun-
gen des Plans erstmals von dem Vorhaben betroffen wer-
den, auch gegen den ursprünglichen Plan Einwendungen
erheben. Soweit im bisherigen Verfahren bereits Einwen-
dungen erhoben wurden, gelten diese unverändert fort. Bei
der Beeinträchtigung von Grundeigentum sollte die jeweilige
Flur, Flurstücksnummer und Gemarkung der betroffenen
Grundstücke angegeben werden. 
Mit Ablauf der oben genannten Frist sind für dieses Verwal-
tungsverfahren alle Äußerungen ausgeschlossen, die nicht
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 21 Abs. 4
UVPG). Die Äußerungsfrist gilt auch für solche Einwendun-
gen, die sich nicht auf die Umweltauswirkungen des geän-
derten Vorhabens beziehen (§ 21 Abs. 5 UVPG) und für Stel-
lungnahmen der Vereinigungen (§ 7 Abs. 4 Umweltrechtsbe-
helfsgesetz).
Bei Eingaben, die von mehr als 50 Personen auf Unter-
schriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter
gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige
Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen
Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als
Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Andern-
falls können diese Eingaben unberücksichtigt bleiben.
Es wird darauf hingewiesen, dass die im Zuge der frühen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung nach § 25 Abs. 3 HVwVfG einge-
reichten Äußerungen für das Anhörungsverfahren keine Gel-
tung entfalten, sondern erneut vorgebracht werden müssen.

2. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benach-
richtigung der Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 S. 5 HVwVfG.

3. Die Anhörungsbehörde kann von einer Erörterung der recht-
zeitig erhobenen Stellungnahmen und Einwendungen abse-
hen (§ 29 Abs. 1a PBefG).

4. Sie kann statt eines Erörterungstermins eine Online-Konsul-
tation durchführen oder diese mit Einverständnis der Betei-
ligten durch eine Telefon- oder Videokonferenz ersetzen (§ 5
Planungssicherstellungsgesetz).

5. Findet ein Erörterungstermin oder eine Online-Konsultation
statt, werden diese ortsüblich bekannt gemacht werden. Fer-
ner werden diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erho-
ben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen die Ver-
treterin oder der Vertreter, von dem Termin bzw. der Online-
Konsultation gesondert benachrichtigt (§  17 VwVfG). Sind
mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können
diese durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

6. Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich.
Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht
nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu
geben ist.

7. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin
kann auch ohne ihn verhandelt werden. 

8. Der Erörterungstermin und die Online-Konsultation sind
nicht öffentlich.

9. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, die Einreichung
von Äußerungen, Einwendungen und Stellungnahmen, die
Teilnahme an einem Erörterungstermin, einer Online-Kon-
sultation oder einer Telefon- oder Videokonferenz und durch
Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht erstat-
tet.

10. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Plan-
feststellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden
nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonder-
ten Entschädigungsverfahren behandelt.

11. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Ab-
schluss des Anhörungsverfahrens durch die Planfeststel-
lungsbehörde entschieden. Die Zustellung der Entscheidung
(Planfeststellungsbeschluss) an diejenigen, die Einwendun-
gen erhoben oder eine Stellungnahme abgegeben haben,
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden,
wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

12. Mit dem Beginn der Veröffentlichung des geänderten Planes
im Internet auf der oben genannten Homepage des Regie-
rungspräsidiums Darmstadt dürfen auch auf den von der
Planänderung zusätzlich betroffenen Flächen bis zu ihrer In-
anspruchnahme wesentlich wertsteigernde oder die geplan-
ten Baumaßnahmen erheblich erschwerende Veränderungen
nicht vorgenommen werden; vielmehr treten die Beschrän-
kungen des §  28a Abs. 1 PBefG (Veränderungssperre) in
Kraft. Die bereits mit der ersten Auslegung bewirkte Verän-
derungssperre besteht fort. Darüber hinaus steht der Vorha-
benträgerin ab diesem Zeitpunkt ein Vorkaufsrecht an den
von dem Plan betroffenen Flächen zu (§ 28a Abs. 3 PBefG).

13. Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen,
dass

• die Umweltverträglichkeitsprüfung gem. §  74 Abs. 2 Nr. 1
UVPG nach der Fassung des Gesetzes, die vor dem 16. Mai
2017 galt (im Folgenden: a. F.), zu Ende zu führen ist, da das
Verfahren zur Unterrichtung über die voraussichtlich beizu-
bringenden Unterlagen in der bis dahin geltenden Fassung
des § 5 Abs. 1 UVPG eingeleitet wurde, 

• die für das Verfahren und die Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit des Vorhabens zuständige Behörde das Regierungs-
präsidium Darmstadt ist,

• über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungs-
beschluss entschieden werden wird,

• die ausgelegten Planunterlagen die nach § 6 Abs. 3 UVPG a. F.
notwendigen Angaben enthalten, soweit diese geändert wur-
den und

• die Anhörung zu den veröffentlichten geänderten Planunter-
lagen auch die Einbeziehung der Öffentlichkeit zu den Um-
weltauswirkungen der Änderungen des Vorhabens gemäß
§ 9 Abs. 1 UVPG a. F. ist.

14. Bei dem UVP-pflichtigen Vorhaben werden gem. § 9 Abs. 1b
UVPG a. F. die Unterlagen nach § 6 UVPG a. F. sowie die ent-
scheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen zur Ein-
sicht für die Öffentlichkeit im Rahmen des Beteiligungsver-
fahrens im Internet veröffentlicht werden. Änderungen erge-
ben sich dabei bei den nachfolgend genannten, im
Inhaltsverzeichnis der geänderten Planfeststellungsunterla-
gen aufgeführten Unterlagen:

Anlage 1.1a: Erläuterungsbericht einschl. allgemein verständ-
licher, nichttechnischer Zusammenfassung der Umweltauswir-
kungen des Vorhabens,
Anlage 18: Hydrogeologisches Gutachten / Antrag auf was-
serrechtliche Erlaubnis, 
Anlage 19: Umweltfachliche Unterlagen (Umweltverträglich-
keitsstudie mit integriertem Landschaftspflegerischer Begleit-
plan, Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Natura 2000-Gutach-
ten),
Anlage 20: Schwingungs- und schalltechnische Untersuchun-
gen (Schalltechnische Untersuchung 16. BImSchV, Schalltechni-
sche Untersuchung Gesamtlärm, Schalltechnische Stellungnah-
me Baulärm, Schalltechnische Untersuchung nach TA Lärm für
die Verlegung der Höchstspannungsfreileitung),
Anlage 22.3a: Gutachten zur elektromagnetischen Verträglich-
keit in Bezug auf die Verlegung der Höchstspannungsfreileitung,
Anlage 24.1a: Zuwegungs- und Rettungskonzept (Übersicht Ret-
tungswege),
15. Es wird darauf hingewiesen, dass der Vorhabenträger nach

§ 28 Abs. 3a PBefG die Möglichkeit hat, eine vorläufige An-
ordnung zu beantragen, in der vorbereitende Maßnahmen
oder Teilmaßnahmen zum Bau oder zur Änderung festge-
setzt werden.

16. Die geänderten Planunterlagen und die ortsüblichen Be-
kanntmachungen werden über die Homepage des Regie-
rungspräsidiums Darmstadt (https://rp-darmstadt.hessen.
de unter der Rubrik Menü / Veröffentlichungen und Digita-
les / Öffentliche Bekanntmachungen / Verkehr / Straßen-
und U-Bahnen) und das UVP-Portal des Landes Hessen
(https://www.uvp-verbund.de/he) zugänglich gemacht.

Regierungspräsidium Darmstadt
Wilhelminenstraße 1– 3, 64283 Darmstadt
III 33.1-66 e 03.02/2-2020/1

Sulzbach (Taunus), 06. Februar 2023
Az.: PBL GP ow
Der Gemeindevorstand:
Elmar Bociek
Bürgermeister
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